
UVZNr. /2023  W

Bescheinigung  gemäß  N 181  ös.  1  Satz  2 AktG

Zur  folgenden  Satzung  der  Firma

Ringmetall  SE

mit  dem  Sitz  in  München

wird  bescheinigt,  dass

1.  die  geänderten  Bestimmungen  mit  den  in  der  Urkunde

des  Notars  Dr.  Georg  Westermeier  in  München  vom

20.06.2023,  UVZNr.  778/2023  W, enthaltenen  Beschlüs-

sen  über  die  Satzungsänderung,

2.  die  unveränderten  Bestimmungen  mit  der  zuletzt  einge-

reichten  Satzung  nach  der  Satzungsbescheinigung  des

Notars  Dr.  Georg  Westermeier  in  München  vom

19.08.2022,  URNr.  1459/2022  W,

übere  inst  immen.

München,  den  22.  Juni  2023

Dr.  Westermeier, Notar

H: }St  }AG%Ringmetall  SE%Satzungsbescheinigung.  rtf
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SATZUNG

Ringmeta1l  SE

I. Allgemeine  Bestiinmringen

§1

Reclitsform,  Firma,  Sitz  und  Geschäftsjahr

Die Gesellschaft  is! eine Europäische  Gesellschaft  (Soctetas  Euro,oaea,  SE) Die Firma

der Gesellsc)iaff  lautet  Ririgmetall  SE.

Sitz  der  Gesellschaft  ist München.

Das Geschaftslat'ir  isi das Ka!ende2ahr.

§2

Gegenstand  des Unternelimens

Gegens(and  des Umernehmens  isi'

a) die Grundung,  der Ervverb, das Halten  und die S./erwaltung  von Uriternehmen  oder

vün (Mehrhelts-)  Beteiligungen  ari Unternehmen;  die Gesallschaft  strebt  schwer-

punktmäßig  nur MehrheitsbeteiIigungen  an anderen  Unfernehmen  an, um ihren un-

ternehmerischen  Einfluss  auföie  Beteiligung  Ülx'r  eine Stimmreclitsmehrheit  sicher-

zustellen,

b) die Verfoigung  einer  Geschäftsstrategie  durch  die Tochterunternehmen,  verbunde-

ner  Un!ernehmen  oder  Beteiligungen,  mit dem  Ziel, den langtristigen  Wert  der  Toch-

leruiiterrn=hinen,  der verLiuncleneri  Umemehmeü  oder  öer  8e[ei1igungen  zu föi-dei  n

und zu steigern,

c) dieVeräußeningvonUnternehmenoderUnternehinensbeteiligurigen,ivobeidieGe-

sellschaff  keine Beteiligung  an anderen  Unternehn'ien  mit  dem Ziel eingehen  wim,

durch  die Veräußerung  eine  Rendite  zti erwntschaften,

d) die Berütung  anderer  üder verbundener  Unternehmen  mi! Ausnahtne  der Recms-

und Steuerbera(ung,
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e) die Ftbringung  süns(iger  Dienstleistungen im Zusatnmenharig  mit den  siorgenannken

Tatigkeiten

Die Gesellschaft Ctbemimmt )'iierbei die Funktion einer geschäftsleitenden  Holding. Die

Gesellschaft darf auch Zweigniederiassungen  und Betriebsstätten im In- und Atisland

errichten. Die Gesellschaft  betreibt ketne Geschafte, die nac-h de;m Gese(z über  das  Kre-

ditwesen oder dem Kapitalanlagegesetzbuch  erlaubnispflichtig  sind.

Innerhalb dieser Grenze  ist die Gesellschaff  zu allen  Geschäften  und Maßnahmen  be-

rechfigt, die zur Erreichung  des  GesellschafTszweckes  notwendig  oder  nützlicli  erschei-

nen, mit Ausnahme  von Bankgeschäften  im Sfüne  des  § 1 des  Gesetzes  i:iber  das  Kre-

diiwesen,

§3

Bekanritmachungen  und  Informationsübern'iitt1ung

Die Bekanntmachungen  der Gesellschaff  erfolgen  im Bundesanzeiger  oder  in einem  spä-

ter FIIS PflichtveröfferitIichungsmedium  an dessen  Stelle  tretenden  Medium.

Die Gesellschaft  is( berechtigt,  Aktionüten  und anderen  Inliabern  von zugelasseneo

'vVertpapieren Informa(ionen  atich  im Wege  der  Datenfernübertragung  zu ubermittt=fö,  so-

weit  dies  gesetzlich  zulässig  isi.

ll, Grundkapital  und  Aktien

§4

Grundkapital  und  Aktienst(ickelung

Das Grundkapital  der  Cesellschaft  beträgt  Euro 29.069040,00  (in Worten  neunund-

zwanzig  Millionen  neunundsetr:hzigtausendvierzig  Euro).

Das  Grundkapital  wurde  in Höhe  von  Euro  29.069.040,C)0  im Wege  der  Umwandfüng  der

Ringmetall  AG  mi(  Sitz  in MCinchen  in eine  Europaische  Gesellschaf(  (Societas  Europaea,

SE)  erbracht.

Das  Grundkapital  ist emgeteilt  in 29 069.0zi0  rennwertlose  Stüi.kaktien  mit  einem  auf  die

einzelne  Aktie  efüfallenden  anteiligen  Betrag  des Grundkapiials  von  Euro  iOO

Die  Aktien  lauten  aul  den  Namen.  D:B Aktiotiäre  der  Gesellschaff  haben  der  Cieselischa(t

zur Einltagung  in das  Aktienregisier  die gesetzlich  vorgescmieberien  Angaben  zu ma-

chen

Die Forin  und den Inhalt  der  Aktienurkundeü  und der  Gewinnanteil-  und Ei'neuerungs-

sclieine  bestimmt  der  Vorstand  mit Zustimmung  des Au(sichisrats  Das  gleiche  gil( füi-

Schuldverschreibungen

Die  Gesel(schaft  karin  Einzelak(iei'i  in Aklieriurkunden  zusammefüassen,  die eine  Mehr-

zahl  von Aktien  verbriefen  Der  Ansprtich  eines  Akfionärs  auf  Einzelverbriefung  seines

Anteils  am Grundkapikal  ist ausgeschlossen.
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In eintm  KapitalerhöhungsbeschIuss  kann  die Gewinnbeleiligung  neuer  Stuckak[ien  ab-

vzeichend  von § 60 Abs. 2 Satz 3 Aktiengesetz  fesigesetz(  werden,  i+isbesondere  könneri

neue SlÜckak!ten  aus einer  kÜnffigen  Kapitalei'höhung  auch mit Vorzügen  bei der Ge-

winnveirteilung  versehen  werden

Der  Vorstand  ist bis zum 31. Juli 2023  erm!ächiigt,  mit Zustimmung  des Aufsichtsrais  das

Grundkapital  durch  einmalige  oder  mehrmalige  Ausgabe  neuer  auf  den Namen  lautenden

Stückaktien  (Stammaktien)  gegen  Bareinlaqen  und/oder  Sacheinlagen  um bis zu Euro

3.975  200,00  (in Worten:  Euro drei Milliorien  neunhundertf(infundsiebzigtausendzwei-

hunderi)  zu erhöhen  (genehmigtes  Kapikal 2018).  Die Aktien  können  dabei  nach  § 186

Abs. 5 Aktiei"igesiatz  auch von einem  oder  mehreren  Kreditinstitut(en)  mit der Verpflich-

tting übernommen  werden,  sie den Aktionären  der Gesellschaft  zum Bezug  anzubieien

(süg.,,mittelbares  Beizugsrecl'it").

Der Vorstat'id  ist darOber  hinaus  ermäch(igl,  mit Zustimmung  des Aufsichtsrats  das 8e-

zugsrecht  der  Akiionare  in folgenden  Fällen  ganz  oder  ieilweise  auszuscliließen

a) zum  Ausgleich  vori Spitzenbett';agen;

b) zur Gewinnung  von Sacheinlagen,  insbesondere  zum Erwerb  von Unternehmen,

Beteiligungen  an Uniernel'imen  oder Unternehmensteilen,  von Gesamiheiten  von

WirtschaftstJütern,  die einen Betrieb oder  einen Befüebsteil  bilden, Paienten  oder

arderen  gewerblichen  Schutzi'echten  oder  Lizenzrechten,

c) fur  Kapitalerhöhungen  gegen  Bareinlagen,  werin der Ausgabepreis  der neuen

Stückakiien  den Börsenpreis  der Aktien  der Ringmetall  SE nicht  wesentlich  umer-

schreitet  Diese Ermäch(igung  gill  ledocli  nur mit der Maßgabe,  dass  die tinter  Aus-

Scliluss  des Bezugsrechts  gemäß  § 186 Abs  3 Satz  4 AkiG  ausgegebenen  Aktien

insgesamt  üO"A des Grundkapltals  nict'it überschrei!en  durfen,  wobei  andere  im Er-

n'iächiigungszeitraum  umer  Ausschluss  des Bezugsrechts  der  Aktionäre  erfolgte  Ka-

pi(alerhöhungen  gegen  Bareinlagen  einzurechnen  sind.

Der VOtSland  ISt ermächtigt,  Init  Zustlmmung  deS ALlfSiChtSralS  dlä wC!lteren  Einzelheil(!n

der Kapi1a1erfü5hung  und ihrer  Durchführung  festzulegen.  Der  Vorstand  ist dabei  insbe-

sondere  ermächtigt,  mit Zt.istimmung  des Aufsichtsrats  einen  vom Gesetz  abweicl'ienden

Beginn  der Gewinnbeieiligung  der neuen  Aktiet'i  zu bestimmen,  trisbesündere  auch  die

Gewinnbefeiligung  der neuen  Aktien  auf ein bereits  abgelaufenes  Geschäf!sjahr  zu er-

strecken,  soweit  die Hauptversammlung  hieruber  noch keinen  Gewinnverwendungsbe-

schfüss  gefasst  hat.

[)cr  Aufsichtsraf  is( ermäch(ig!,  die Fassung  der  Satzung  en(sprechend  derri Umfarig  der

Kapita(erhtjhung  aus genehmigtem  Kapital  und, falls das genehmigte  Kapital  bis zum

31. Juli  2023  nichf  orJer riicht  vollständig  ausgenutzt  worden  sein sollte,  nach Ablauf  der

Ermächtigungsfrist  anzupassen

Der  Vorstand  ist l):S zum 31. Mai 2C)26 ennächtigt,  mit Zustin-imcing  des  Aufsichtsrats  das

Gnuidkapil.gl  diirch  einrnalige  oder  mehrmalige  Ausgabe  neuer  auf den Namen  lauit=n-

den StC'ickaktien  (Stammaktien)  gegen  Bare:nlageri  und/oder  Sacheinlagen  um bis zu

Euro  5 813.808,00  (in Worten:  Euro  funf  Mil:ionen  achthundertdreizehntausend  achthun-

cler1acht)  zu erhohen  (genehmigles  Kapilal  2021).  Die Aktten  können  dabei  nach § 186

Al>s 5 Aktlengesetz  auch  von einern  oder  mehreren  Kreditinsti(ut(en)  mit der  Verpflich-

(ung ubernommen  vierden,  sie den Aktionären  der Gesellschaft  zum 8ezug  anzubieten

(sog  ,,miltelbares  Be;ugsrecht").
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[")er Vorstand  ist darüber  hinaus  errnächtigt,  init Zusrimmung  des Aufsiciitsrais  das Be-

zugsrecht  dsr  Aktionäre  in folgenden  Fallen  ganz  oder  teilweise  auszuschließen

a:i zum Ausgleich  von Spitzeribeträgen,

b) zur Gewnqnung  von Sacheinlagen,  insbesondere  zum tErsverb von Untemehrnen,  Be-

teiligungen  an Unternehmen  oder  Unternehmensteilen,  von Gesamtheiten  von Wirt-

schartsgiitern,  die einen  Betrieb  oder  einen  Betriebsteil  bilden,  Patenteü  oder  ande-

ren gewerblichen  Schutzrechten  oder  Lizenzrechten:

c) für Kapi',alerhÖliungen  gegen  Bareinlagen,  vienn  der  Ausgabepreis  der neuen  Sfück-

aklien  den Borsenpreis  der Aktien  der  Ringmetall  SE nicht  wesentlich  unterschreitet

Diese Ermächtigung gilt ledocli  nur mit der Maßgabe, dass die unter Ausschluss des

Bezugsrechts  gemäß  § 186 Abs. 3 Satz 4 AktG ausgegebenen  Aktien  insgesamt

'!Oo/o des Grundkapitals  nicht  überschreiten  dürfen,  und zwar  wederim  Zei(punkt  des

Wirksamvierdens  nüch im Zertpunkt  der Ausübung  dieser  Errri,ächtigüng,  wobei  an-

dere im Ermächtigungszeitraum  unter  Ausschluss  des Bezugsieclits  der Aktionäre

erfülgte  Kapitalmaßnal'imen  einzurechnen  sind,  sofem  und süv,reit ein 8ezugsrech(s-

aussc)iluss  in direkTer  oder entsprechender  Anwendung  von § 186 Abs. 3 Satz  4

.AktG erfolgf

Der  Vorstand  is( eirrnächtigt,  n'iir Zus!immung  des Aufsichtsrats  die weitei'en  Einzelheiten

der Kapitalerhöhung  und ihrer  DurchFührung  festzulegen.  Der  Vorstand  ist dabei  i+isbe-

sondere  ermäclitigt,  mit Zustimmung  dts  Aufsichtsrats  einen  vom Gesetz  abweicheiiden

Beginn  der Gewinnbeteiligung  der neuün  Aktien  zu bestimmen,  msbesondere  auch die

Geviinnbeieiligung  der nauen  ,«ktien auf ein berei!s  abgelaufenes  Geschäftsjahr  zu er-

strecken,  soweit  die Hauptversammlung  füerüber  noc}i keinen  Gewinnverwendungsbe-

schluss  gefass(  hal.

Der  Aufsichtsrat  ist ermächtigi,  die Fassung  der Satzung  enisprechend  dem U mfang  der

Kapilalerhohung  aus genehinig(ei'n  Kapi(al  und, falls das genahm:gte  Kapital  bis zum

31 Mai 2026  nichi  oder  nicht  vollsföndig  ausgenutzk  woi'den  süin sollte,  nach Ablauf  der

Ermäcliligungsfrist  anzupassen.

lll.  Organisatioxisverfassurig

§5

Dualistisches  System,  Organe

Die Gesellschaft  hat eiri duallsfisches  Leitungs-  ui'id Aufsichtssystem  bestehend  aus ei-

riem Leiturgsorgari  (Vorstand)  und einem  Aulsichtsorgan  (Aufslchtsrat).

Die Organe  der Gesellschaft  sind

a) der Vorskand:

b) der Acifsichisrat  und

c) die Hauptversamm1un51.
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IV. Der  Vorstand

§6

Ztisammensetzung  urid  Bestellung  des  lfürst.inds

Det Vü:stand  beslah! aüs einer r:,der nieiirereti  Per.=ünct'  Der Aii(sit:hlsr=it  eie':l:nimt die

Zahl  der  Vcrstandsi'nitglieder.

Die Bt:stellung  und A.bberufung tei  Vorslandsmitgleder  er{üigl  dcnch  deti  Autsicmsrat

Er kann sfellve'(rel=lXIC.  'V(T  s(andsmtfglledet  beskellen  urid eln VOtSta  n':f =tnifgl:ed  ZLln'.

Vorsibenrleü  oder zum Sprecher  das  S/orstaütJs  errienneri  Der  Vürst.:inrf  kann  sich  emü

Gesch'ähsi»rdnurg  g-iben,  soretr  tuchl  derAu:siciilstit  fül den  V'it'clancl  eine  Geschafts-

orcii'iung  erlass;n  heit

Die Beslellurig  d+'ir Vürs!andsmilglieder  erfolgi  Lur einen  Zeiirauin  »iori  tiöchsiens  TünT

Jphran.  (A!ietJerbes!.,:lluri;)en  sinrl  ztilassig

F, 7

V ert  retu  n g sbefu  g nis

[)ie  Gqsell=ct'iafl  'hi:d  durch  z'.+,iai S/i:irst.:indsrrulgludi::r  cder  dcrah  e'ii  S./orstanr1sr"utglied

in Gern=insctia(t  mil enqem  Prokuris!eq  v'.füeten.  Isi nut  ein Votstand=milqlie:j  bebte1ll,

vertriif  d:esas  die Gesellsch:att  alleui

Der  Au'sii:htst;it  kaim  ein:elner  Vorslaridsmirgl:edem  Einzcofyenicfüriqsba(ugri=;  e'iei-

len, aur.li  ivemi  i'ne'irüt+:i  Vüts(aüdstmtglietJe+  bestellt sind,  vrid iedes VotstantairiitgIierl

allg=mein  üder  fL)r den Einzel(all  von detn  Verboi  der  Mehrfachvertretung  nach  § 181

2. AIl  BGB  betreien  /SuSgeSCh:OSSen  iSl iaClaCh dia  Befreung  VOn den  Bescriränkungeri

des 'B 181 1 Alt !-'.GB iur die in § 112 AktG bezeir:hneten P.ecritsgesc".äfte  zviischer  dem
Vt'it's!aridsr-ii(glied  ünt5 chr  G-'s-illschafl

V. Der  Aufsichtsrat

§8

Zkl samrnensetzun  g UnCl Wähl  d eS AllfSIC  flfSrafS

',ler  A!ltSiCllfS"R  b'3S(e:'i1 auS  Vlel'  MRgl:eden,  die Sji'ntilCIT  VOt1 dGr Haip(VL'rsan'lmlung

ge'.tiühl+  'yierdei'i  Sis »iierteen  längslens  (i}r üie Zeit  Iis  zur  Beandiguog  det  Haup!ver-

si-immlung  ge'yählt,  die über  die Enllasturg  (ar das  vierl-'  Gasclia(tslahr  nach  Beginri  dar

,"imlszeii  bescni:aßl.  Hierbei  wir<l das GeschaTlsl.:i"ir,in  d+'rri rlieAn'itszai:  beginnt, t"iL:ht
mitgcrechüe(  WiederbeJe:lungsü  sind  zul;ässlg.  Abvv-iicliend  lilerton  endei  dieA;nlsza.t

der  Th.litglicder  'feb  eisken  A.iatsicli!s:.ils  bei-e'ts  mit  B:enrlig'tng  der Haupfüer:;ar;'itnlu:'i3,

di= übei  aie Entlasiting  (or rfös ers[e  Vol:-  cdsr  Rtimprgasch.ü(ls1ahr  beschliriß!

b'g'ird eir.  Aufsi:ahtsratsmikglierl  ansralie  emes  vüreR:g  .:it.sscneidendan  Mi(gl;eds  ge'yzät-ilt,

sri  besk=hl  sefö  Am(  tlir den  Resl  ael  i'imlsdatt"r  düs  ausscheidendC'r'  MlagllPC)E. E'J(err'

curcli  tiip  Haupl'vetsarrmlung  oei dat  bVahl  keiri  abo:veiciiender  Zailra:yü  fes!gelegi  VJ TO,

cer  i=dücli  die  ztilass:ge  Hüchs(d."i:.ier  nlcni  übascrireita't  ö;srf

Jedes  Mtglied  des A'Js:ci'ilsrats  kaivi seui Aitit uriter Ei'-ihal!ung e:rrer +<rincligung.sfüst
v:»n eine:ti  M.>rai  ,qucii oh'it= siyichtigen Gruri-l rlurcli schiih'iche  Efölarurtg g=günutet
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dein  Vorsiand  niederlegen.  Mit Zustimmung  des Vorsitzenden  des yMsichtsrats  kann

von der Einhal(ung  dieser  Frist  abgesehen  oder  die Frist  verkürz(  v,ierden.  Aus wichtigem

Grund  kann  die Niederlegung  sofort  erfolgen

§9

Erste  Aufsichtsrafösitzung  nach  der  Wahl  des  Aufsiclitsrats

Im Anschluss  an eine  Hauptversammlung,  in der alle von der Hauptversammlung  zu wäli-

lenden  Aufsichtsratsi'nitglieder  neu gewählt  viorden  sind, findel  eine Aufsichtsratssitzung

stati,  zti der es einer  besonderen  Einladung  riicht  bedarf.

In diesür  Sitzung  wahlt  der Aufsichisrat  fC)t die I)auer  seiner  Amtszeit  unter  dem  Vorsitz

dris  an Lebensjahren  äResten  Aufslchtsratsmitglledes  aus seiner  Mitle  den Votsitzenden

des Aufsiclilsrals  und einen  Stellvertretet  Stheidei  iiür Vtstsilzende  des Aufsichtsrats

oder  sein  Stellvertreier  wahrend  seiner  Amtszeit  aris,  so hat der Aufsichtsrat  unverzüglich

eine  Ersatzwahl  vorzut'iehmen

§ 10

Sitzungen  und  Beschlussfassurig  des  Aufsichtsrats

Besclilüsse  des Aufsichistats  werden  in der Regel  in Sitzungen  gefasst  /luTsic)itsratssit-

zungen  werden  vom Vorsitzenden  oder  von seinem  Ste)lvertreter  eiriberufen,  so oft das

Gesetz  oder  die Geschäfie  es erfordem.

Den Vorsilz  führt  der Vorsitzende  des Aufsichtsrats  oder  sein Slellvertreter.  Die Art der

Abstimmung  wird vom Vorsitzenden  der Sitzung  bestimmt.

Aufsichtsra(ssitzungen  können  auch in Form einer  Video-,  Telefon-  oder  Interne(künfe..

renz  oder  in der  Weise  abgel'ialten  werden,  dass  einzelne  Aufsichtsratsmitglieder  telero-

nisch  oder  im Wege  der Video-  oder  Inlernetubertragung  ztigeschal(et  werden  Abwe-

sende  bzw. nicht  an der Konferenzschaltung  teilnehmende  oder  zugeschalteie  Aufsichts-

ratsmitglieder  können  aticli  dadurch  an der Beschlussfassung  des Aufsichtsrats  keilneh-

men, dass  sie schrifflliche  Stimrnabgaben  durch  ein anderes  Aufsichtstalsrniiglied  über-

ieichen  lassen.  Darüber  hinaus  können  sie il'ire Stimme  auch im Vorfeld  der Sitzung,

wäl'irend  der Sitzung  oder  nach!räglich  inneföalb  einer  vom Vorsitzenden  des Afüsichts-

rats  ZLI bestimmenderi  angemessenen  Frisi  mundlich,  fernmündlich,  per Teletax,  per E-

MailodermittelssonstigergebräuchIicherKommunikationsmitteIabgeben  IndiesenF;äl-

len findet  die Beschlussfassung  im Wege  der Video-,  TeWon-  oder  Internetkonferenz

siatt,  ohne  dass  dem einzelnen  Aufsich(sra'.sini(gIied  ein Recht  zum  Vi/iderspruch  gegen

das Verfa)iren  zusteh(

Beschlüsse  köiinen  auch außerlialb  von Aufsichtsratssitzungen  (im Sinne  der  vorstehen

den § 10 Abs  'l und Abs. 3) schriftlich,  per Telefax,  per E-Mail  oder  mtttelg  sonsliger

vergleiclibarei  KOtt1mul1ikatiOnSmlttel  gefaSSl Wer(lenl  Wenn der Vorsitzende  des Auf-

sichtsrats  oder  sein Stellvertreter  dies anordnet  und kein Aufsichtsrfüsmilglied  diesem

Verfahren  widerspricht.

Der  Aufsichtsrat  ist beschliissfähig,  wenn  samtliche  Mitglieder  an dür Beschlussfassung

teilnehmen  Dabei gilt auch die Stimmentlialtung  als Teilnahme  an der Beschlussfas-

sung.  Die Beschlüsse  werden,  soweit  das Gesetz  nicht  etwas  anderes  bestimmt,  mil  ein-

facher  Mehrheit  der abgebebenen  Stimmen  gefassi.
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Willenserklärungen  des Aufsichtsra(s  werden  namens  des Aufsicfüsra(s  durch  den Vor-

sitzenden üdE'r setnen  Slellvertreter  abgegeben.  Der ständige  Vertreter  deS ALlfSiChtSratS

gegenüber  Dritten,  insbesoi'idere  qegenüber  Gerichten  oder  Behördüri  sowie  gegenuber

dem  Vürstand,  is( der Vorsitzende  des Aufsichtsrats.

§ li

Zustintmungspfllchtige  Geschäfte  des  Vorstands

Die Zusfümmung  des Aufsichtsrats  ist erforderlich  zu folgenden  Geschaften  des Vcr-

siands

a) zcirn Erwerb  und zu+ Ver'ußerung  VO"I Aktien  cind Beteiligungeri:

b) zur Aufna)iine von Darlehen mit emer le)ngeren als eirilährigen Laiifzeii sowie zur

Aufnahn'ie  VOn Anleihen;  und

c) zur Erteilung  von Prokuren.

Der  Aufsicmsral  k,3nn (iber  dlÜ :t1 vorstehendem  '-3 11 AbS  i genannten  Gescliäfte  hinaus

weitere  Arten  von Geschaf!en  ond )V)aßriahrüen  bestimn'i.=ri,  die seiner  Zusliminiing  l;e-

tlfir'en

§ i2

Vergütung

Die Mitglieder  des Aufsichtsrais erhalten fLiriedes  volle  Gesc)iäftsjahr  imer Zugehörigkeit

zum Aufsicli(srat  eine feste  Verg(itung,  die für das einzelne  Mitglied  Euro  45.000,00,  füt

den  Vürsitzenden  Euro  70000,00  und  (ür  den  stellverti'etenden  Vorsitzenderi

Euro 50 000,OO betragt

Gefü5rt ein Mitglied  dem Aufsichtsrat  nur einen  TC.:l des Geschäftsjahres  an, besttmmt

sich die Vergütung  pro ra(a temporis.  FClr jeden  angefangenen  Monal  ihrer  "'föligkeit  er-

halteri  die Mikgliedei  des Mifsichtsrats  ein Zwölftel  der  Vergutung

Die Gesellschaft  ersta!tet  den Mitgliedern  des Aufsic)itsrats  daruber  hinaus  ihre un Zu-

5aminen1iang  mil deir Aufsichtsratstätigkeit  anfallenden  Auslagsn  sowie  eine  auf  die Ver-

gütung  erfüallende  Umsatzsteuer.

Die Vetguturig  isf in viet  gleR;hen  Raten,  jesveils  zuin  Ende  eines  Kalenderquartals  an die

fülitglieder  des Aufsichtsrats  zahlbar

VI.  Hauptversammlung

§ 13

Ort  und  Einberufüng

Die Haup}versammlung  findet  am Sitz der GesellschaFt,  arü Si(z elner  deutscrien  Wert-

papiertfürse  oder  in einer  deutschen  Stadt  mit rnehr a:s 100 000 Einviohnern  statt Sie

wird durch  den Vorstand  oder  in den gesetzlich  vorgesehenen  föl)en  durch  dün Auf-

sichtsrat  einberufei'i.

Fut die Einberufungsfrist  gelten  die geselzlichen  Vorsct'iriften
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3. Der Vürstand  ist ermächtigt,  fur bis zum Ablaufdes  15. 1uni 2028 stattfindende  Hauptversammlungen vorzusehen, dass

die Versammlung  ohne physische Präsenz det Aktionäre  oder ihrer  Bevollmachtigten  am Ort der Hauptversammlung

abgehalten  wird (virtuelle  Hauptversammlung).  Wird eine virtuelle  Hauptversammlung  abgehalten, sind die hierfür

vor(;esehenen  rechtlichen  Vüraussetzungen  einzuhalten.

§ 14

Teilnahmeberechtigung

I Zur  Teilnahme  an der  und zur  Ausa)bung  des  S!immrec)its  in der  Hauptversammlung  sind

diejenigen  Aktonäre  berechrigt,  die it'n Aktienregister  eirigetragen  sind  und sich  rechtzei-

tig ,.ingeme)det  i'iaben.

2 DIB Anmeldung  muss  der  Gesellschaft  mlndestens  sechs  Tage  vor  der  Hauptversamm-

Iting  unter  der  in der  Einberufung  hierfür  mitgeteilten  Adresse  in Textform  (§ 126  b BGB)

oder  auf  einem  sonstigen,  von  der  Gesellscl'iaft  näher  zu bes(immenden  elektronischen

Weg  in deutsct'ier  oder  englischer  Sprache  zugehen,  woLiei  der  T'ag des  Zugarigs  und

der Tag  der  Hauptversammlung  nicht  mitzcitechnen  sind

3 Der  Vürstand  ist ertnächtigt  vorzusehen,  dass  die Aktionäre  an der Hauptveisammlung

auch  ohne  Anwesenheit  am Orl der  Hauptversammlung  und ohnc  einen  Bevollmächtig-

ten tetlnehmeii  und sarn!liche  odei'  einzelne  Rechte  ganz  oder  tetlWeiSe  Im Wege  der

elekrronischen  Kommunikation  ausuben  k(-iniien  (Online-T'üilnal'irne)  l)er  Vorstand  ist  zu-

dern  ein'iäcfitig(  vorzuset'ien,  dass  Aktiormre  ihre  Stimi'nen,  auch  o)'ine  an der  Versamm-

lung  feilzunehrnen,  schriftlicli  oder  im Wege  der  elektronischen  Komt'iiunikatiüri  abgeben

efürfen  (Briefwahl).  Der  Vorstand  kani'i  Umfang  und  Verfaiiren  der  Oriline-Teilnahme  und

der  Briefwahl  im Einzelnen  regeln.

E3 15

Stimmrectit

1 Jede  Aktie  griw,ihrt  in der Hauptversammlung  eine  Stimme

2 Falls  Aklien  nicht  voll  eingezahlt  sind,  beginnt  das  Slimmrecht  nach  Ma(ßgabe  des !S 134

Abs 2 Satz  3 tind  5 AklG  mit der  Leisfung  der  gesetzlichen  Mindesteinlage.

Das  Stimmreclit  kann  durch  einen  Bevollmächtigten  ausgeltb}  werden.  Vüllmachten  zur

Aui;Cibung  «Jes Slimmrechts,  die nichl  ari eineri  1ntcrrnedi,4r,  euie  Aktionarsvereinigung,

einen  Stimmrechtsberater  oder  an andere  gemäß  § 135  Abs 8 AktG gleichges(ellle Per-

sonen  erteilt  werden,  bedürfen  der Textfonn  (§ 126b  BGB),  sofem in der Einberufung

keineErleichterungenbestimmtwerden  GIeichesgiltftirdenWiderrufderVoIlmachtund

imen  Nachweis  gegenübür  der  Cesellschaft.  Die Einzelheiten für  die Erteilung der Voll-

machten,  ihren  Widerruf  und  ihreri  Nact'ii,veis  gegenüber  der  Gesellscltaft werden mi! der

E:nberiifung  bekannt  gernrlcht',  § 135  AktG  bleibt  unberul'irt.  Bevollrnächtigt der Aktion är

mehr  afü eine  Person,  so kann  die Gesellschaff  eine  oder  mehrere  von diesen  zurück-

V/eisen

§ 16

Leitung

I Der  Vorsitzende  des Aufsich(srats  oder  ein von  föm bestiüri'ites  anderes Aufsichtsrats-

milqlicd  führt  den  Voisitz  in der  Hauplversammlung  Für den Fall, dass weder der Vorstt-

zende  des Aufsichtsmts  noch  ein von ilim besttmmkes Mikglied des Autsichtsrats den

Vorsi(z  überrnrnmt,  wird  der  Versammlungsleiter durch den Aufsichtsrai gewähl(. Wählt

der Aufsichtsrat  de+i Versammlungs!eiter niciit, so ist deser durch die I-laüptversamm-

lung zu wäfüen.

Seile  8



2 Drr  Vorsitzeride  leifet  die  Hauptversammlung  und  besrimmt  die  Reihenfolge  der  Gegei'i-

stände  der  Tagesordnung  sowie  die  Form  und  die  weiteren  Einzelheiten  der  Absftm-

mring.

3. Der  Versamn'ilcingsleiter  ist ennäch(igt,  das rrage   und RetJeter:ht  der Aktiünare  zeitlich

angemessen  zu beschränken,

4 Die Hauptversaini'nlung  kann auszugsweise  oder  vüllständig  in Bild- und Ton ubertragen

vierden.  Die Überlragi.ing  kann aucii  in einer  Forin  erfolgen,  zu der die Öffenllichkeit  un-

eingeschränkt  Zugang  hat Die Form der übertragung  ist in der Einladung  zur Haup}ver-
sammlung  bekannt  zu maclien.

5 Mitgliedern  des Aufsichtsrats  ist in Abstimmung  mit  dem  Vorsitzenden  des  Aufsichtsrats  die  Teilnahme  an der

HauptVersammlung im Wege der Bild- und Tonübertragung  in den  Fällen  Bestattet,  in denen  ihnen  au%rund  rechtlicher

Einschränkungen,  auS gesundheitlichen  Gründen,  aufgrund  ihreS  Aufenthalts  im Ausland,  ihres  nütwendigen

Aufenthalts  an einem  anderen  Ortim  Inland  oder  aufgrund  einer  unangemeSSenen  Anreisedauer  die physische  Präsenz

am Ort  der  Hauptversammlung  nicht  oder  nur  mit  erheblichem  Zeit-  oder  Kostenaufwand  möglich  wäre  oder  wenn  die

Hauptversammlung  als virtuelle  Hauptversammlung  ohne  physische  Präsenz  der  Aktionäre  oder  ihrer  Bevüllmachtigten

am Ort  der  Hauptversammlung  abgehalten  wird.

§ 17

Beschlüsse  und  Satzungsänderungen

1 8esch1[:isse  der I-lauptversaminlung  v,ierden mit einfacher  Sfü'r.menmehrhei[  und, soweit
eine  Kapiialmehrheit  erlorderlich  ist, mit einfacher  Kapilalmehrheit  gefasst,  falls nicht das
Gesetz  oder  die Satzung  zwingend  etwas  anderes  vorschreiben.  Ftjr  Satzungsänderun-
gen  bedarf  es, sovyeit nicht zwingende  gesetzliche  Vorschriffen  oder  die Satzung eine
andere  Mehrhei(  vorschreiben,  eirier  Mehrheit  von zwei  Cltit!eiln der abgegebenen Stim-

i'nen  5ZW -  sofern  inindestens  die Hälfte  des Gnmdkapitals  vertreten ist -  der einfachen

Memheit  der abgeqübenen  Stimmen

2 Zti  Änderungen  der Satzung,  die lediglich  die Fassung betreff-'n, isl der /lufsichtsrat  er-
ü.äctikigt

VII.  Jahresabschluss  und  Gewinnverwendung

§ 18

Jahresabschluss  und  Gewinriversvendung

Die  Hauptversammlang  beschließ[ alljährlicli in den ersten sechs Monaten eines Ge-
schäftsjahrs  gen'i,'iß  dem Vorschlag des Vorstands und des Aursichtsrats tiber die Ver-
wendung  des  Bilanzgewinns.

2 Die  Gewinnanteile  der Aktionare bestimmen sich nach ihren Aüteilen am Grundkapital

VIII.  Schiussbestimmungen

§ 19

Gründ  urigsaufwand

I Die  Gesellschafi  ist im Wege  der formwechselnden  Umwandlung aus der Ringmelall AG,
von'nals  emgetrager  in'i Handelsregisler  des Am(sgertchts Mt.tnchen unter HRB 118683
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enlstariden.  Die Rfögmekall  AG hal it'iren Griindungs;qufw;qnd  tns yur I-löhe  von  DM

20.000,00  getragen.

2. Die Gesellschaft  tragt  die mit  der  Umwandlung  der Ringmeiall  AG m eine  SE vetliunde-

nen  Kosten  bis zu eincm  Gesamtbetrag  von Euro  500  ooo,oo.

Ende  der  Satzung
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